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Thema der Woche 

Regierung nicht 
unter Druck setzen 

„Dort, wo es um unsere Sicherheit und um unsere Existenz 
geht, sollte man nicht vorschnell unterschreiben wollen", er- 
klärte der Generalsekretär der CDU, Dr. Heck, im Südwestfunk 
zu den jüngsten Auseinandersetzungen über den Beitritt der 
Bundesrepublik zum Atomsperrvertrag in seiner jetzigen Form. 

Dr. Heck, der in seinem Rundfunk- 
kommentar auf die bedrohliche welt- 
politische Lage und die aggressive 
Sowjetpolitik hinwies, warnte davor, 
die Unterschrift der Regierung unter 
Druck zu erzwingen und dadurch die 
Sicherheit der Bundesrepublik zu 
gefährden. 

„Die Welt ist weit vom Frieden 
weg", erklärte Dr. Heck u. a., „noch 
kann der 21. August nicht vergessen 
sein und schon wieder fragen wir 
beunruhigt, was sich an der chinesi- 
schen Grenze entwickelt". Ob es 
Propaganda ist? Propaganda der 
Russen? Propaganda der Chinesen? 
Propaganda   zu   welchem   Zweck? | 

Abzulenken? Wovon abzulenken? 
Und gleichzeitig läuft das Trommel- 
feuer der Propaganda gegen die 
Bundesrepublik auf Hochtouren, ein 
Trommelfeuer, das uns verleumden 
will, weil wir die letztmögliche Si- 
cherheit dagegen gewinnen wollen, 
daß die Sowjetunion unsere Unter- 
schrift unter den Atomsperrvertrag 
gegen lebenswichtige Interessen un- 
seres   Volkes   mißbrauchen   könnte. 

Sicher ist das Mißtrauen in der 
Welt ein böser Feind des Friedens. 
Aber was hat eigentlich die Sowjet- 
union seit 1945 getan, um zwischen 
unseren beiden Völkern jenes Mini- 
mum an Vertrauen wachsen zu las- 

Biafra muß geholfen 
werden 

Zur Reise von Vertretern der 
Fraktionen des Deutschen Bundes- 
tages nach Biafra/Nigeria erklärte 
der CDU-Bundestagsabgeordnete 
Dr. Herbert Czaja, diese Reise 
diene der Information über den 
Umfang und die Wirksamkeit des 
deutschen Beitrags zur Bekämpfung 
der Hungersnot und zum Schutz 
des Lebens von Erwachsenen und 
Kindern. Das Arrangement jener 
Gruppen der freien Gesellschaft, 
insbesondere auch der Jugend, die 
'n maßvoller, aber entschiedener 
und opfervoller Weise die Unruhe 
über die Ungerechtigkeiten in unse- 
rer Zeit auf die Bekämpfung der 
Not und Unmenschlichkeit auch 
dort konzentrieren, wo diese nicht 
ifn Mittelpunkt weltweiter Konflikte 
steht, verpflichtet auch die politi- 
schen  Parteien. 

Nachdem Delegationen anderer 
Parlamente bereits die Bereiche 
yer tragischen und furchtbaren 
Kämpfe   besucht   haben,   forderten 

viele kirchliche, humanitäre und 
Jugendgruppen zu Recht, daß auch 
Vertreter der Fraktionen des Deut- 
schen Bundestages durch ihre An- 
wesenheit in den Gebieten der Not 
ihrem Eintreten für die Achtung 
und den Schutz des Lebens von 
Menschen und Gruppen vor Hunger 
und Massenvernichtung sowie für 
einen gerechten Waffenstillstand 
und  Frieden Ausdruck geben. 

Die Zurückhaltung gegenüber 
jeder Einmischung in die Angele- 
genheiten der afrikanischen Staa- 
ten, Nationen und Volksgruppen 
kann uns unserer Sorge um die 
Unterstützung der schrittweisen 
friedlichen Durchsetzung des Schut- 
zes von Menschenrechten nicht ent- 
heben. Es ist selbstverständlich, 
daß deutsche Vertreter dies in Be- 
scheidenheit und mit Maß, aber 
auch mit jenem klaren Bekenntnis 
zu den Menschenrechten tun, zu 
dem uns die eigene Vergangen- 
heit  verpflichtet. 

sen, ohne das Völker nicht in Frie- 
den  miteinander leben können? 

Wo wir Repräsentanten des russi- 
schen Volkes begegnen konnten, sei 
es den Künstlern des Bolschoi- 
Balletts oder eines Balalaika-Chors, 
oder Fußballspielern und Leicht- 
athleten — zu viel mehr ist es leider 
bisher nicht gekommen —, da hat 
immer herzliche Atmosphäre auf bei- 
den Seiten das Feld beherrscht. 

Aber was in den vergangenen 
Wochen aus dem Bereich der offi- 
ziellen Vertretung der Sowjetunion 
in der Bundesrepublik bekanntge- 
worden  ist,  sieht anders aus. 

Da verunglückte ein sowjetischer 
Diplomat tödlich - und dann stellte 
sich heraus, daß dieser Diplomat gar 
kein Diplomat gewesen ist, sondern 
ein Offizier des sowjetischen Spio- 
nagedienstes. Und dann kam ein 
ganzes Netz sowjetischer Spionage- 
organisationen zum Vorschein. Of- 
fensichtlich ist nicht nur die Bonner 
Sowjetbotschaft, sondern auch die 
Sowjetische Handelsvertretung in 
Köln, zumindest eine Filiale des 
Moskauer Komitees für Staatssicher- 
heit, also der sowjetischen Spionage. 

Spionage ist ein unerfreuliches 
Geschäft, dem alle Staaten und be- 
sonders die Großmächte auf diese 
oder jene Weise nachgehen. Aber 
auch dabei kommt es auf das Aus- 
maß an. Wo der Eindruck entsteht, 
internationale Kontakte würden 
weitgehend nach den Gesichts- 
punkten der Verschwörung, gehei- 
mer Kanäle, der V-Männer und des 
Verrats betrieben, entsteht und stei- 
gert sich jene aggressive Psychose, 
von der man sich am Ende schwer 
mehr befreien kann. Im übrigen ist 
es eine alte Erfahrung: Agenten 
sehen sich die Wirklichkeit zurecht; 
sie berichten leicht, was gern gehört, 
ja was für die Politik der Auftragge- 
ber gebraucht wird. 

Wir wissen schon: Bei uns ist 
lange nicht alles Gold was glänzt. 
Trotzdem sind wir fest davon über- 
zeugt, daß sich vieles zum Besseren 
wenden würde, wenn die sowje- 
tische Führung und das russische 
Volk zur Kenntnis nehmen könnten, 
wie Deutschland 24 Jahre nach 
Kriegsende heute wirklich aussieht. 
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Die Bundesrepublik wird 
ihre wissenschaftlichen und 
technischen Erfahrungen 
auch den Ländern des 
südamerikanischen 
Kontinents zur Verfügung 
stellen. Nach einer 
zweiwöchigen Reise durch 
Argentinien, Brasilien, 
Chile und Kolumbien 
äußerte sich 
Bundesforschungsminister 
Stoltenberg positiv über 
die Möglichkeiten einer 
engen Zusammenarbeit 
mit diesen Staaten. 

Die Vereinbarungen, 
die bisher getroffen 
worden sind, 
sind nicht an wirtschaftliche 
Bedingungen geknüpft. 
Es dürfte aber wohl 
selbstverständlich sein, daß 
sich die wirtschaftlichen 
Bedingungen verstärken 
werden. 
Den deutschen Beitrag 
für die Weiterentwicklung 
der südamerikanischen 
Forschung und 
Wissenschaft bezeichnete 
Stoltenberg als 
„Entwicklungshilfe für 
fortgeschrittene Länder 
und Beginn einer echten 
Kooperation". 

Die Reise des Bundes- 
forschungsministers 
zeigt erneut, daß die 
Bundesregierung bereit ist, 
allen Staaten der Welt 
uneigennützig zu helfen. 
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Erwartungsgemäß hat der Bun- 
desrat den Beschluß des Bun- 
destages zum Vorschlag des 
Vermittlungsausschusses zur Fi- 
nanzverfassungsreform nicht ak- 
zeptiert, so daß jetzt eine zweite 
Runde im Vermittlungsausschuß 
stattfinden wird. Der Vermitt- 
lungsausschuß tritt wieder am 
21. April zusammen. Da der 
Bundestag und die Bundesregie- 
rung nur in einem einzigen 
Punkt, nämlich bei der Verteilung 
der Körperschaftssteuer eine 
Änderung wünschen, ist zu hof- 
fen, daß diesmal im Vermitt- 
lungsausschuß ein Vorschlag her- 
auskommt, der dann auch im 
Bundestag und im Bundesrat die 
notwendige Zweidrittelmehrheit 
findet. 

Bis zum Ende der Legislatur- 
periode stehen dem Parlament 
nur noch sieben Arbeitswochen 
zur Verfügung. Die Abgeordne- 
ten müssen daher mit äußerster 
Intensität arbeiten, wenn die 
Fülle der Programmpunkte, die 
noch zu erledigen sind, in Ruhe 
und ohne Störungen durch 
Wahlkampftöne abgewickelt wer- 
den sollen. Die CDU/CSU-Frak- 
tion ist entschlossen, bis zum 
Ende dieser Legislaturperiode 
die Arbeit im Bundestag sachlich 
zu Ende zu führen. Sie erwartet, 
daß auch der Koalitionspartner 
die gleiche Haltung einnimmt. 

Um die noch für diese Legis- 
laturperiode vorgesehene Ge- 
setzgebungsarbeit zeitlich bewäl- 
tigen zu können, haben eine 
Reihe von Bundestagsausschüs- 
sen Sondersitzungen geplant. So 
hat der Bundestagsausschuß für 
Sozialpolitik seinen Mitgliedern 
Sondersitzungen in den tagungs- 
freien Wochen bis Ende Juni 
vorgeschlagen. Auch der Bundes- 
tagsausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen sowie der 
Finanzausschuß wollen sich über 
die Möglichkeiten, mehr Zeit für 
Ausschußsitzungen zu finden, in 
diesen Tagen noch unterhalten. 

Ein neuer Weg soll künftig bei 
Sachinformationen für die Ab- 
geordneten des Bundestages be- 
schriften werden. Bundestags- 
präsident von Hassel hat die 
Bundesregierung gebeten, dafür 
zu sorgen, daß bei Gesetzesvor- 
lagen in Zukunft ein Vorspann 
für die Abgeordneten vorausge- 
liefert werden sollte, der in leicht- 
faßlicher Form über Inhalt, Be- 
deutung und eventuelle Kosten 
des Gesetzesvorhabens infor- 
miert. 

Bundeswehr 

Waffen allein 
genügen nicht 

Die personellen Sorgen der Bundeswehr stehen immer wie- 
der im Mittelpunkt der Diskussion im Verteidigungsausschuß 
des Deutschen Bundestages. Was nützen der Bundeswehr zu- 
sätzliche Beschaffungen, die Einführung neuer Waffensysteme, 
wenn der Bundeswehr die Menschen fehlen, das neue Mate- 
rial instand zu halten, zu bedienen und notfalls mit der größt- 
möglichen Effektivität einzusetzen. 

Die CDU CSU hat daher zur Ver- 
besserung der personellen Struktur 
der Bundeswehr im Herbst vergan- 
genen Jahres folgende Maßnahmen 
gefordert: 

1. Wiedereinführung der Besol- 
dung von Anfang an für den Sol- 
daten, der sich für zwei Jahre bei 
der Bundeswehr verpflichtet; 

2. Neuordnung der Laufbahn: 

3. Anspruch für länger dienende 
Zeitsoldaten auf Übernahme in den 
öffentlichen Dienst; 

4. Verbesserung  der  Besoldung; 

5. Vereinheitlichung der Unfall- 
versorgung; 

6. Überprüfung der Verpflichtungs- 
prämien; 

7. Verbesserung der Unterhaltssi- 
cherungsleistungen für Wehrübende; 

8. Erhöhung des Entlassungs- 
geldes. 

Zu 1.: Die Wiedereinführung der 
Besoldung von Anfang an für Sol- 
daten mit einer Verpflichtungszeit 
von zwei Jahren ist bereits am 28.12. 
1968 Gesetz geworden. Die Rich- 
tigkeit   dieser   Maßnahme   hat   sich 

inzwischen   bestätigt.   Die  Zahl   der 
Z-2 Soldaten steigt an. 

Zu 2. und 3.: Zwei Gesetze, die 
wesentlichen Einfluß auf die Aus- 
gestaltung der künftigen Soldaten- 
laufbahnordnung haben, sind vom 
Bundestag und vom Bundesrat in 
diesem Jahr verabschiedet worden. 

Für die einzurichtende Laufbahn- 
gruppe der Fachoffiziere müssen 
wenigstens 9000 bis 10 000 Stellen 
zur Verfügung stehen. Für die 
Dienstgradgruppe der Stabs- und 
Oberstabsfeldwebel stehen bis zu 
6000 Stellen zur Verfügung. 

Die Dienstgradgruppe der Stabs- 
und Oberstabsfeldwebel muß aus- 
laufen, weil die Fachoffizierslaufbahn 
ausschließlich eine Aufstiegslauf- 
bahn sein wird. 

Bei Beachtung dieser Grundsätze 
werden künftig wesentlich mehr Un- 
teroffiziere als bisher die Möglich- 
keit haben, in die mittlere Führungs- 
schicht der Bundeswehr aufzustei- 
gen. 

Denjenigen Stabs- und Oberstabs- 
feldwebeln, die nicht in die neue 
Laufbahngruppe übernommen wer- 
den  wollen  oder  können,  gibt das 

Gesetz die Möglichkeit, mit dem 
52. Lebensjahr in den Ruhestand zu 
gehen, wobei sie einen Ausgleichs- 
betrag in Höhe von 4000 DM erhal- 
ten. Neben der Einführung des Fach- 
offiziers wird der Unteroffiziersan- 
wärter eingeführt. 

Die CDU/CSU ist der Meinung, 
daß die Zahl der Berufsunteroffiziere 
verkleinert werden sollte und mög- 
lichst viele Aufgaben aus diesem 
Bereich dem Zeitsoldaten übertragen 
werden sollten. Voraussetzung dafür 
ist allerdings die möglichst baldige 
Verabschiedung des Eingliederungs- 
gesetzes. 

Zu 4.: Das zweite Besoldungs- 
neuregelungsgesetz ist verabschie- 
det. Dieses Gesetz sieht u. a. vor. 
daß der Stabsunteroffizier künftic 
nach A 6, der Feldwebel nach A 7. 
der Oberfeldwebel nach A 7 unc 
eine Zulage von 31 DM, der Haupt- 
feldwebel nach A 8 und eine Zulage 
von 40 DM besoldet wird. Desglei- 
chen wurden die Ortszuschläge be 
den unteren Einkommensgruppen ir 
die Ortsklasse A angehoben. 

Zu 5.: Die Unfallentschädigung fü' 
besonders gefährdete Dienstposter 
muß vereinheitlicht werden. Warurr 
soll die Witwe des Hubschrauber 
piloten schlechter gestellt sein, als 
die des Starfighterpiloten? 

Zu 6.: Neben den vorgenannter 
Maßnahmen muß als ergänzend; 
Maßnahme eine Neuordnung de 
Weiterverpflichtungsprämien erfo 
gen. Der Schwerpunkt muß auf de' 
Z-4- und Z-8-Soldaten gelegt wer 
den. 

Zu 7. und 8.: Ein ebenso wichtige^ 
Problem ist die Frage der Wehrge 
rechtigkeit. Maßnahmen zugunsten 
der Wehrpflichtigen wurden bereit 
in die Tat umgesetzt. Das Entlaß 
sungsgeld wurde verdoppelt. Aufl 
die Verdienstausfallentschädigun 
für die wehrübenden Reserviste 
wurde erhöht. 

Dr. Heck: Die Regierung 
nicht unter Druck setzen 
Fortsetzung von Seite 1 

Die sowjetische Botschaft ver- 
sucht uns in ihrer Zeitschrift „So- 
wjetunion heute" ein Bild des heu- 
tigen Rußlands zu vermitteln, - so 
weit, so gut. Aber nicht gut ist, wenn 
in diesem Bulletin der sowjeti- 
schen Botschaft das gastgebende 
Land in grober, ja hin und wieder 
auch in beleidigender Form verun- 
glimpft wird. 

Im Februarheft wird sogar der 
Umsturz der bestehenden gesell- 
schaftlichen Verhältnisse in der Bun- 
desrepublik propagiert. 

Das ist die Lage, und das müs- 
sen wir bedenken, wo es darum 
geht, den Nichtverbreitungsvertrag 
zu unterschreiben. Wir stehen unter 
keinem Druck. Der amerikanische 
Präsident hat klar erkennen lassen, 
daß er unsere Unterschrift unter die- 
sen Vertrag als unsere Angelegen- 
heit ansehe. 

Er hat ebenso volles Verständnis 
dafür gezeigt, daß wir unsere Sicher- 
heit und unsere Interessen garan- 
tiert sehen wollen. Warum die So- 
zialdemokraten die Regierung auf 
das sofortige Unterschreiben hin 
unter Druck setzen wollen, ist un- 
verständlich. 

Wir sind ohnedies in einer einzig- 
artigen Lage. Denn wir haben auf 
solche Waffen längst verzichtet, und 
wir sind auch das einzige Land, 
demgegenüber die Sowjetunion sich 
anmaßt, nach Belieben militärisch 
intervenieren zu können. Und dann 
sollten wir nicht vergessen, daß wir 
ein Nachbarland der Tschechoslo- 
wakei sind; der 21. August ist ein 
böser Tag für Hoffnung und Frie- 
den. 

Dort, wo es um unsere Sicherheit 
und unsere Existenz für die Zu- 
kunft geht, sollte man nicht kurz- 
sichtig und leistungshungrig etwas 
vorschnell unterschreiben wollen, 
einfach um Entschlossenheit und Er- 

folge vorweisen zu können. Was sc 
das Rezept, man solle zunächst ei' 
mal unterzeichnen, man habe dar 
ja noch Zeit genug zwischen # 
Unterzeichnung und der Ratifiz 
rung durch das Parlament, die ntf 
offenen  Fragen zu klären? 

Zur Zeit ist ein sachliches Urtf 

über unsere endgültige Entschf 
dung kaum möglich. Immer no 
bleibt unsicher, ob die Nutzung d 
Atomkernenergie für friedlich 
Zwecke der Wissenschaft und d< 
Wirtschaft nicht doch behindert wf 
den. Immer noch ist nicht g* 
klar, ob dieser Vertrag nicht do> 
als weitere Barriere gegen die euf 
päische Einigung mißbraucht wf 
den kann. Und immer noch müss: 

wir davon ausgehen, daß eine rrtf- 
liche militärische Besetzung ( 
Bundesrepublik zu den politis* 
strategischen Überlegungen sow 
tischer Politik gehört. 

Die Regierung trägt in die- 
Stunde eine hohe Verantworte 
Niemand soll sie unter Druck 
setzen suchen, auch nicht angestf 
der Tatsache, daß am 28. Sept* 
ber ein neuer Bundestag gew* 
wird." 
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Wirtschaftspolitik 

Aufhebung der Preis- 
bindung dient nicht 
dem Verbraucher 

Auf der Betriebs- und Personalrätekonferenz der SPD im 
März 1969 in Bochum hat Wirtschaftsminister Schiller der CDU 
vorgeworfen, die Kartellnovelle und damit die Aufhebung der 
Preisbindung der zweiten Hand torpediert zu haben. Gäbe es 
im Einzelhandel keine gebundenen Preise mehr — so Schil- 
ler —, dann wäre der gesamte Lebenshaltungskostenindex um 
ein Prozent niedriger. 

Schillers Versuch, für die - 
wegen der augenblicklichen Hoch- 
konjunktur — möglichen Preisstei- 
gerungstendenzen den parteipoliti- 
schen Gegner verantwortlich zu 
machen, muß zur Verwirrung bei 
den Verbrauchern führen. Zu er- 
klären ist dieser taktische Winkel- 
zug nur aus der derzeitigen De- 
batte um die gefährdete Stabilität, 
der sich der als „Wachstumsideo- 
loge" bezeichnete SPD-Wirtschafts- 
minister aus wahltaktischen Über- 
legungen nicht entziehen kann. 
Schiller hat den Verbrauchern ver- 
sprochen, die jährliche Preissteige- 
rung auf ein Prozent zu beschrän- 
ken; jetzt, wo die Preise drohen 
davonzulaufen, wird der Sünden- 
bock nicht im Wirtschaftsministe- 
rium sondern bei der Preisbindung 
der zweiten Hand gesucht. 

Was kann der stabilitätsorientierte 
Verbraucher eigentlich tatsächlich 
von einer Aufhebung der Preisbin- 
dung erwarten? Wenn man Äuße- 
rungen der berufenen Advokaten 
aus Wirtschaftsministerium und Kar- 
tellamt heranzieht: Merkliche Preis- 
senkungen bei bisher preisgebun- 
denen Markenartikeln wird es nicht 
geben. 

Der Leiter der Grundsatzabteilung 
des Bundeswirtschaftsministeriums, 
Ministerialdirektor Dr. Schlecht, 
warnte Mitte 1968 in Berlin anläß- 
lich der Bekanntgabe des Kartell- 
berichts 1967, daß von der Besei- 
tigung der Preisbindung der zwei- 
ten Hand „Wunder nicht zu erwar- 
ten" seien. Und Bundeskartellamts- 
präsident Dr. Günther mußte in 
einem Interview zugeben: „Es kann 
aber auch sein, daß mit der Auf- 
hebung der Preisbindung die Preise 
steigen." 

Diese Äußerungen bestätigen 
das, was immer wieder kritisch zur 
Aufhebung der Preisbindung ge- 
sagt wurde. Bedeutende Preissen- 
kungen bei Aufhebung der Preis- 
bindung — so wurde mit Recht an- 
geführt — sind nicht möglich, weil 
der Einzelhandel die Einkommens- 
verluste, die durch Reduzierung 
seiner Handelsspanne bei Wegfall 
der Preisbindungen entstehen, durch 
Preisaufschläge (Service, Repara- 
turdienst) zu vermeiden suchen 
wird. 

Darüber hinaus sollte man auch 
sehen, daß die scheinbar so ex- 
akten Zahlen des Wirtschaftsmini- 
sters auf falschen Berechnungen 
beruhen: ein Rückgang des Lebens- 
haltungskostenindex   um   ein   Pro- 

zent wäre ja nur dann möglich, 
wenn der Warenkorb, der diesem 
Index zugrunde liegt, genau zehn 
Prozent preisgebundene Marken- 
mittel enthält, bei denen durch Fort- 
fall der Preisbindung dann — wie 
Schiller annimmt — Preissenkungen 
in Höhe von zehn Prozent eintreten. 

Wer die Zusammensetzung des 
Warenkorbs für den Lebenshal- 
tungskostenindex kennt, weiß, daß 
preisgebundene   Artikel   einen   we- 

Dann allerdings müßte eine an- 
dere Rechnung aufgemacht werden: 
statt der in der Hochkonjunktur so- 
wieso nicht durchsetzbaren Preis- 
senkung von einem Prozent des 
Wirtschaftsministers lassen sich 
theoretisch nur noch rund 0,5 Pro- 
zent mögliche Preisniveausenkung 
errechnen. 

Und selbst dann muß es reali- 
stischen Beobachtern unvernünftig 
erscheinen anzunehmen, daß die 
beim Zusammenbruch überhöhter 
Handelsspannen in der Vergangen- 
heit aufgetretenen Preissenkungen 
sich auch in Zukunft wiederholen 
würden. Heutzutage verhindern 
Wettbewerb und Quasimarkenarti- 
kel, Discounter, Versandhandel, 
Warenhäuser und Lebensmittelfilia- 
listen, daß zu reichlich bemessene 
Handelsspannen sich überhaupt 
durchsetzen könnten. 

Vielmehr würde die Folge eines 
Verbots der Preisbindung sein, daß 
der Verbraucher die Übersicht bei 
diesen für den täglichen Bedarf so 
wichtigen Markenwaren verliert. Es 
ist wohl Illusion anzunehmen, daß 
es sich bei den heute noch preis- 
gebundenen Artikeln um Waren han- 
delt, bei denen die Hausfrau durch 
Vergleich in vielen oder auch nur 
mehreren Geschäften den „besten" 

Die Grenzen überwinden 
Unbeirrt durch das Anerkennungs- 

gerede und die Kapitulationsange- 
bote politischer Kreise verschieden- 
ster Parteifärbung hat es die CDU 
auch in jüngster Zeit nicht an klaren 
Worten fehlen lassen, daß die end- 
gültige Festlegung der künftigen 
deutschen Ostgrenzen von einem 
gerechten Ausgleich mit Polen ab- 
hängig ist. 

Der neue Vertriebenenminister 
hat noch einmal unmißverständlich 
geäußert, daß die Oder-Neiße- 
Frage fernab von allen Emotionen 
realistisch zu betrachten sei. Zwar 
stellt sich im Augenblick die Grenz- 
frage nicht, denn Warschau zeigt 
nicht die geringsten Anzeichen 
einer Verhandlungsbereitschaft. 
Gleichwohl muß nach Ansicht Win- 
delens eine Lösung gefunden wer- 
den, die für die Zukunft ein fried- 
liches Zusammenleben von Deut- 
schen und Polen möglich macht. 

Wenn man selbst davon ausgeht, 
so meinte Windelen, daß nur ein 
geringer Teil der Vertriebenen in 
die alte Heimat zurückkehren wolle 
und dort nicht alle nach dem 
Kriege angesiedelten Polen zu blei- 
ben gedächten, würde genügend 
Platz für beide vorhanden sein. Das 
Heimatrecht, das für den Westen 
materielles Recht sei, müsse man 
auch  den  Polen zugestehen. 

Bei allen Versuchen, eine Ver- 
ständigung zu erreichen, könne man 
nicht beim Stand von 1945 anfan- 
gen, aber auch nicht beim Stand 
von heute aufhören. Das Ziel der 
Union bleibt es, wie Bundesvertrie- 
benenminister Windelen es formu- 
lierte: Die Grenzen auch im Osten 
zu überwinden, wie dies in West- 
europa bereits geschehen ist. Wenn 
wir die Grenzen überwinden und 
zu größeren Einheiten kommen, 
werden Grenzfragen nicht mehr 
Streitfragen sein. 

sentlich geringeren Anteil an einem 
solchen Warenkorb haben, als Schil- 
ler vorgibt. Administrierte Preise — 
also zum Beispiel die Preise für 
landwirtschaftliche Produkte, Mie- 
ten, Dienstleistungen, Industrie- 
erzeugnisse usw., umfassen fast 
den gesamten Warenkorb. Berech- 
nungen kommen allenfalls auf einen 
Anteil von sechs bis sieben Prozent 
preisgebundener Waren am Waren- 
korb, der für die Lebenshaltung 
einer vierköpfigen Familie repräsen- 
tativ ist und der auch dem offiziel- 
len Lebenshaltungskostenindex zu- 
grundeliegt. 

Preis  findet   und  so   kostengünstig 
einkauft. 

Der Anstieg des Preisniveaus 
kann nicht durch Aufhebung der 
Preisbindung verhindert werden, 
das muß eine aktive Konjunktur — 
sprich: Stabilitätspolitik tun. Die 
Grundlagen hierfür wurden durch 
die von der Bundesregierung unter 
Mitwirkung, insbesondere von Fi- 
nanzminister Strauß, beschlossenen 
Maßnahmen zur Fortführung der 
Stabilitätspolitik gelegt. Mit der 
Aufhebung der Preisbindung kann 
man dem Verbraucher nicht dienen. 

Nach 6jähriger Tätigkeit trat 
der bisherige Vorsitzende des 
Bundes der Deutschen Landju- 
gend, Minister Wilfried Hassel- 
mann, zurück. An seiner Stelle 
wurde Martin Horstmeier, CDU- 
MdB, gewählt. 2. Stellvertreter 
wurde Josef Briem. Horstmeier 
und Briem sind Mitglieder des 
JU-Bundesarbeitskreises für 
Agrarpolitik. 

* 
In der satzungsgemäßen Mit- 

gliederversammlung der Heinrich- 
von-Brentano-Gesellschaft wur- 
den als neue Mitglieder die Her- 
ren Dumann, Echternach, Dr. Rie- 
senhuber, Seiters und Wohlrabe 
aufgenommen. Der neue Vor- 
stand setzt sich zusammen aus 
Dr. Egon A. Klepsch, MdB, als 
Vorsitzender, Fräulein Marlies 
Zwick als stellvertretende Vorsit- 
zende und Manfred Dumann als 
geschäftsführender Vorsitzender. 
Dr. Kraft hatte sein Amt in der 
von ihm begründeten Gesell- 
schaft aus beruflichen Gründen 
niedergelegt. 

* 
Mit einem Empfang in der Par- 

lamentarischen Gesellschaft ver- 
abschiedete der Bundesvorsit- 
zende der Jungen Union 
Deutschlands, Dr. Egon Alfred 
Klepsch, MdB, den bisherigen 
Bundessekretär Dr. Lothar Kraft, 
der dreieinhalb Jahre die Ge- 
schäfte der Jungen Union 
Deutschlands geführt hatte. Dr. 
Kraft übernahm am 1. April eine 
leitende Stellung in der Konrad- 
Adenauer-Stiftung. 

Als Nachfolger wurde von den 
Führungsgremien der Jungen 
Union der bisherige Landessekre- 
tär der Jungen Union Bayern, 
Manfred    Dumann,   gewählt. 

* 
Kaufmann Max Vehar (58) 

wurde erneut zum Vorsitzenden 
des Kreisverbandes Mülheim an 
der Ruhr gewählt. Stellvertreter 
wurde der 35jährige Gewerk- 
schaftssekretär und CDA-Vor- 
sitzende Albert  Keil. 

Eugen Gerards, Landtagsab- 
geordneter des Wahlkreises 
Erkelenz, vollendet am Oster- 
sonntag sein 65. Lebensjahr. Aus 
diesem Anlaß hat er DM 10 000,- 
gestiftet, die als Grundstock für 
eine Kunstsammlung im Kreis 
Erkelenz bestimmt sind. 

In seiner letzten Sitzung hat 
der Landesparteivorstand den 
Organisationsleiter des Lan- 
dessekretariats, Heinz Haupt, 
zum stellvertretenden Landesge- 
schäftsführer bestellt. Heinz 
Haupt steht seit 23 Jahren in den 
Diensten der rheinischen CDU. 
Er begann 1946 im Landessekre- 
tariat unter dem inzwischen ver- 
storbenen Landesgeschäftsführer 
Dr. Hans Schreiber. Die Leitung 
der Abteilung Organisation wurde 
ihm  1952  übertragen. 
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Die rheinische Landespartei 
steht in diesem Monat im Zei- 
chen von drei wichtigen Haupt- 
versammlungen. 

Für den 26. 27. April hat die 
Junge Union Rheinland eine Lan- 
destagung unter dem Motto „Frie- 
den in der Welt von morgen" in 
Oberhausen einberufen, auf der 
u. a. der Landesvorsitzende Kon- 
rad Grundmann, MdL, der Vorsit- 
zende des Präsidiums der CDU 
in Nordrhein-Westfalen, Dr. Wil- 
helm Lenz, MdB, und Bundesver- 
teidigungsminister Dr. Schröder, 
MdB, sprechen werden. Den 250 
Delegierten liegen Arbeitspapiere 
zur Problematik des Atomwaffen- 
sperrvertrags, der Verjährung 
und des Wehrdienstausgleichs 
vor. 

„Mittelstand in der modernen 
Zeit" ist die Thematik des 12. 
rheinischen Mittelstandstages am 
28. April in der Stadthalle von 
Neuß. In drei Arbeitskreisen be- 
fassen sich die Delegierten mit 
wirtschafts- und finanzpolitischen 
Fragen. Hauptredner sind die 
Parteifreunde Dr. Wilhelm Lenz, 
MdL, („Unser Land heute und 
morgen") und der Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Dr. Rainer Barzel, MdB („Die 
Herausforderung annehmen"). 

offen tlichkeitsarbeit 

Nur sachkundige 
Vertreter der Partei 
sind gefragt 

In der letzten Ausgabe die- 
ses Informationsdienstes ha- 
ben wir auf die Möglichkeiten 
hingewiesen, die sich im Be- 
reich der 'Öffentlichkeitsarbeit 
für Kreis- und Landesverbän- 
de aus der aktiven Teilnahme 
an Ausstellungen und Kon- 
gressen ergeben. 

Wenn in einem solchen Fall — 
etwa bei einer hauswirtschaftlichen 
Ausstellung — ein Stand gemietet 
wird, ist es unerläßlich, daß zu den 
allgemeinen Besuchszeiten stets ein 
Landtags- oder Kreistagsabgeordne- 
ter oder ein kompetenter CDU-Ver- 
treter zugegen ist, der verbindliche 
Auskünfte über die Politik der CDU 
und zu einzelnen Fachfragen aus 
dem Bereich der entsprechenden 
Ausstellung geben kann. 

Schon aus „optischen" Gründen 
muß ein solcher Stand immer von 
mindestens 2 bis 3 Personen besetzt 
sein. Wenig sinnvoll wäre es, nur 
Prospektmaterial verteilen zu lassen 
oder gar nur zum Mitnehmen auszu- 
legen. Auch würde es einen schlech- 
ten Eindruck machen, Fragesteller 
an die entsprechende Kreisgeschäfts- 
stelle oder das Büro der CDU-Frak- 
tion zu verweisen. 

In einem solchen Fall ist ein 
Zuviel immer besser als ein Zu- 
wenig, jedoch gilt folgende Ein- 
schränkung: Ebenso schädlich wie 
Fragesteller abzuweisen ist es, wenn 

man hilfswillige, aber unerfahrene 
CDU-Mitglieder Sachauskünfte ge- 
ben läßt. Ein informierter Gesprächs- 
partner findet sehr schnell heraus, 
ob er jemanden vor sich hat, der 
„Bescheid weiß" oder nicht und 
wird sich im negativen Fall ent- 
täuscht von der CDU abwenden. 

Im folgenden vervollständigen 
wir die Liste von Ausstellungen und 
Kongressen in der Bundesrepublik 
zwischen Mai und September dieses 
Jahres: 
10.-18. 5. 800-Jahr-Feier der Stadt 
Meile bei Osnabrück 
13.   5.   Offenburg,   82.   Offenburger 
Weinmarkt 

18. 5. Bielefeld, Sängertag 1969 des 
deutschen Sängerbundes 

31. 5.-8. 6. Hockenheim, 6. Bad. 
Ausstellung für Industrie und Ge- 
werbe 
31. 5.-8. 6. Schwenningen, Süd- 
West stellt aus - 10. Messe für In- 
dustrie,   Handel  und  Landwirtschaft 

16.-20. 6. Bad Godesberg, Haupt- 
versammlung des Deutschen Bun- 
deswehrverbandes 

18.-28. 6. Düsseldorf, Kongreß des 
internationalen Krankenhausverban- 
des mit 5. Deutscher Krankenhaus- 
tag mit Ausstellung INTER-HOSPI- 
TAL 
22.-29. 6. Kiel, Kieler Woche 1969 
27.-29. 6. Gießen, „Hessentag 1969" 

28. 6.—6. 7. Heppenheim, Bergsträ- 
ßer Weinmarkt 
2.—5. 7. Mainz, Deutscher Bauerntag 
1969 

3.-4. 7. Nürnberg, Deutscher Hand- 
werkstag 1969 

16.-20.  7.   Stuttgart,   14.   Deutscher 
Evangelischer Kirchentag 
15.-19.   8.   Bad   Kreuznach,   Haus- 
wirtschaftliche Ausstellung 

21.-25. 8. Bad Hersfeld, 70. Deut- 
scher Wandertag 

23.-27. 8. Offenbach, Intern. Leder- 
warenmesse 

24.-27. 8. Frankfurt/Main, Intern. 
Frankfurter Herbstmesse 

29. 8.-7. 9. Stuttgart, Deutsche 
Funkausstellung 1969 

29. 8.-8. 9. Mainz, Mainzer Wein- 
markt 

30. 8.-7. 9. Offenburg, INTERVITIS 
— Int. Weinbauausstellung und 47. 
Deutsch. Weinbaukongreß 

September/Oktober Stuttgart, 124 
Canstatter Volksfest 1969 

11.-21. 9. Frankfurt/Main, 44. Intern 
Automobilausstellung 

13.—14. 9. Kaiserslautern, NATO-Mu- 
sikfestival 

13.-28. 9. Ulm/Donau, 3. Ausstellung 
Fertigbau 69 

14. 9. Rheydt, Rheydter Blumen- 
korso 69 

Sorgfältig vorbereiten 
Die hier genannten Gelegenheiten 

werden sicher nicht alle ausgenutzt 
werden können, wie es andererseits 
Ereignisse    geben    wird,    die    hier 

Fernsehen, Funk, Film 
„Die Fernsehzuschauer in der Bundesrepublik 

sollen möglichst umfassend über die Bundestagswahl 
1969 unterrichtet werden. Zu diesem Zweck werden 
ARD und ZDF einen Wahlsonderdienst einrichten, 
in vorbereitenden Sendungen auf die Bedeutung 
der Wahl hinweisen, die Zuschauer mit der Technik 
des Wahlvorgangs vertraut machen und den Parteien 
Gelegenheit zur Selbstdarstellung geben." So heißt 
es in einer zwischen der ARD, dem ZDF und den im 
Bundestag vertretenen Parteien getroffenen Verein- 
barung über den „Fernseh-Wahlkampf 1969". Die 
politisch interessierten Zuschauer werden bereits 
festgestellt haben, daß beide Fernsehprogramme 
bereits zahlreiche Sendungen ausgestrahlt haben, 
die in Zusammenhang mit der Wahl stehen. 

Die Sendezeiten für die Parteien sollen in diesem 
Jahr wie folgt aufgeteilt werden: Die SPD erhält 
25 Minuten, die in fünf Sendungen ä fünf Minuten 
aufgeteilt werden. Die CDU teilt ihre 20minütige 
Sendezeit in drei Sendungen zu fünf und zwei ä 
zweieinhalb Minuten auf. FDP und CSU werden mit 
je 12,5 Minuten Sendezeit bedacht, die sich in je zwei 
fünfminütigen Sendungen und eine zweieinhalbminü- 
tige Sendung aufgliedern. Für die NPD sind 7,5 Minu- 
ten (je eine Sendung von fünf und zweieinhalb Minu- 
ten Dauer) vorgesehen. Außerdem sind weitere 17,5 

Minuten Sendezeit in Reserve gehalten worden für 
Parteien, die ebenfalls Anspruch darauf haben, deren 
Umfang sich jedoch noch nicht genau übersehen läßt. 
Alle Sendungen werden unmittelbar nach der „Ta- 
gesschau" bzw. nach „Heute/Themen des Tages", 
also zur günstigen Zeit, ausgestrahlt. 

Die CDU wird den Fernseh-Wahlkampf am 2. 
September eröffnen, die SPD ihn am 26. September 
beschließen. Sollte es zwischen den Parteien und 
den Fernsehanstalten zu Meinungsverschiedenheiten 
kommen, so wird ein Schiedsrichter bestellt. Für die- 
se Aufgabe hat sich der Leitende Oberstaatsanwalt 
beim Landgericht Bonn, Dr. Pfromm, zur Verfügung 
gestellt. Die Rundfunkanstalten stellen ihre Mitarbei- 
ter und ihre technischen Einrichtungen den Parteien 
übrigens kostenlos für die Ausstrahlung der Sen- 
dungen bereit. 

Am Wahltag werden beide Fernsehsysteme eigene 
Wahlsonderdienste einrichten, über deren Einzel- 
heiten „Union in Deutschland" bereits zu einem frü- 
heren Zeitpunkt berichtet hat. Um eine möglichst 
große Wahlbeteiligung zu erreichen, werden die ARD 
und das ZDF auch diesmal den Bundestagspräsiden- 
ten, Kai-Uwe von Hassel, bitten, am Sonnabend vor 
der Wahl die Bevölkerung mit einem Appell zur Teil- 
nahme an der Bundestagswahl aufzurufen.        -dz- 

nicht genannt sind, aber von der 

örtlichen CDU wahrgenommen wer- 
den. 

Entscheidend für den Erfolg eines 
Messe-Standes sind kurz zusam- 
mengefaßt folgende Kriterien: 

• Geschmackvolle Ausschmük 
kung; d. h. weithin sichtbare CDU- 
Initialen möglichst in dem Rot de' 
letzten Bundes- und Landtagswah- 

len, großformatige Bilder von Bun 
deskanzler Kiesinger und anderer 

CDU-Spitzenpolitikern (preisgünstig 
bei der Bildstelle des Bundespresse- 

amtes, 53 Bonn, Welckerstraße, V> 
beziehen); 

• genügend Informationsmaterial 
etwa entsprechende Auszüge aus 
dem Berliner Programm oder Bro 

schüren aus dem Seh ritten katalo? 
der Bundesgeschäftsstelle; 

• ständige Anwesenheit fähig? 
Gesprächspartner. 

In jedem Fall wird eine rech' 
zeitige Anmeldung zu einer solche' 

Ausstellung einen günstigen Plat- 
in der entsprechenden Ausste' 
lungshalle sichern. Das zuständig1 

Verkehrsamt wird über die Veran 

stalter Auskunft geben können. 
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Wirtschaftspolitik 

Die „Legende" der 
Sozialdemokraten 

Die Sozialdemokraten haben in letzter Zeit wiederholt ver- 
sucht, sich im Zusammenhang mit der Bildung der Großen 
Koalition im Jahre 1966 als Retter des Vaterlandes darzustel- 
len. Diese Legende widerlegte der CDU/CSU-Bundestagsab- 
geordnete und Wirtschaftswissenschaftler Prof. Burgbacher 
während der Haushaltsberatungen im Deutschen Bundestag. 
Prof. Burgbacher erklärte u. a.: 

Sie, meine Herren Kollegen von 
der Sozialdemokratischen Partei, 
sollten uns nicht unnötig zum 
Widerspruch reizen, indem Sie 
offenbar an keinem Tag unterlassen 
können, die Legende von dem 
ernsten, krisenhaften Zustand der 
deutschen Wirtschaft bei der Bil- 
dung der Großen Koalition zu ver- 
breiten. 

Das ist eine Legende. Es war 
keine Krise, es war eine Rezession. 
In dem Jahr ist das Bruttosozialpro- 
dukt um 0,5 Prozent zurückgegan- 
gen, und die Zahl der Arbeitslosen 
ist niemals über die international an- 
erkannte Krisenwelle gestiegen. 
Dann aber haben Sie kein Recht, 
von einer Krise zu sprechen. Sie 
können nur von einer Rezession 
sprechen. 

Rationalisierung 
brachte Vorteile 

Diese Betrachtung veranlaßt mich, 
auch einmal die andere Seite der 
Rezession kurz zu beleuchten. Wer 
in dieser Zeit in der Praxis, an der 
Front, betriebswirtschaftliche Erfah- 
rungen gesammelt hat, der weiß 
ganz genau, daß die Rezession 
neben den bekannten unangeneh- 
men Erscheinungen eine sehr ge- 
wichtige Wirkung für Rationalisie- 
rung, für Technisierung, für Kosten- 
ersparnis und viele andere be- 
triebswirtschaftlich positive Folgen 
gehabt hat. 

Diese Wirkung der Rezession ist 
eine der Ursachen dafür, daß das 
Kapazitätsvolumen der deutschen 
Wirtschaft nach Abschluß der Rezes- 
sion de facto größer war, als es 
vorher ohne die Rationalisierung 
war. 

Rezession bewirkte 
Stabilität 

Die beinahe absolute Stabilität, 
die nach Abschluß der Rezession 
zu verzeichnen war, ist — ich bitte 
um Entschuldigung — primär eine 
Folge der Rezession. Alle, Unter- 
nehmer und Arbeitnehmer, standen 
noch unter dem Eindruck der Ge- 
fahr, daß die Rezession sich ver- 
schärfte. Das hat dazu geführt, daß 
wir eine ganze Zeitlang eine fast 
absolute Stabilität hatten. Ich bitte 
Sie also darum, daß wir uns hier 
nicht so darstellen, als ob einer 
dem anderen die Regierungsfähig- 
keit absprechen wollte. Das wäre 
für    keinen    nützlich    und   für   die 

Demokratie schlecht. Wir sollten in 
allem Maß halten. In allem Maß 
halten. Jawohl, was ich sage, gilt 
für alle. 

Am Schluß habe ich noch einen 
ganz anderen Gedanken, den ich 
den Herren Ministern nur ans Herz 
legen kann. Ich möchte ein kurzes 
Wort von der Teufelei der Durch- 
schnittszahlen sagen. Der Men- 
schengeist braucht primitive Stützen 
zur Anschaulichkeit, das ist alles 
richtig. So sind wir gewohnt, mit 
Durchschnittszahlen zu arbeiten. 

Die wichtigste Durchschnittszahl 
ist die Veränderung des Brutto- 
sozialprodukts. Die nächstwichtige 
ist die Entwicklung der Lebenshal- 
tungskosten. Beide sind problema- 
tischer Natur, wenn man sie zur 
Maxime allen Handelns macht. Denn 
die Durchschnittszahl der Steige- 
rung des Bruttosozialprodukts er- 
gibt sich aus einer Mischung von 
vielleicht branchenmäßigen oder 
betriebsgrößenmäßigen oder auto- 
mationsgradmäßigen Veränderungen 
zwischen minus zehn oder zwanzig 
und plus zehn oder zwanzig Pro- 
zent. Im Schnitt kommen 5, 6, 7, 8 
oder 9 Prozent heraus. 

Wenn das zur Maxime des Han- 
delns gemacht wird, könnten Span- 
nungen nicht ausbleiben. Dann ist 
im Ergebnis die Stabilität durch die 
Durchschnittszahl gefährdet, sofern 
man allein danach handelt. Ich weiß, 
wie schwierig es ist, es anders zu 
machen. Aber schließlich sind wir 
ja alle auf der Welt, um unseren 
Kopf anzustrengen, über das 
Schwierige das relativ Richtige zu 
finden. Wir müssen in unserer Wirt- 
schaftspolitik in höherem Maße 
sektorale und regionale Betrach- 
tungen einführen und etwas weni- 
ger von Durchschnittszahlenarith- 
metik reden. 

Reform der 
Doppelbesteuerung 

Der Bundesausschuß für Wirt- 
schaftspolitik der CDU hat in ein- 
gehenden Beratungen — insbeson- 
dere seines Unterausschusses „Fi- 
nanzen und Steuern" — den Vor- 
schlag von Prof. Stützel zur Reform 
der Doppelbesteuerung von Betei- 
ligten untersucht und festgestellt: 

I. Der sogenannte Stützel-Plan 
entspricht den Vorstellungen der 
CDU zur Förderung des Beteili- 
gungssparens in breiten Schichten 
und der Erleichterung der Beteili- 
gungsfinanzierung aller Unterneh- 
mensformen (vgl. Berliner Pro- 
gramm Ziffer 57). 

II. Der Ausschuß legt folgende 
Anmerkungen und Ergänzungen 
vor: 
0 Nach dem Stützel-Plan sollen 

alle gewerblichen Betriebe mit der 
Teilhabersteuer (als Vorauszahlung 
auf die Einkommensteuer) belastet 
werden. Dies wird als unzweck- 
mäßig abgelehnt. Einzelfirmen und 
Personalgesellschaften sollen auch 
in Zukunft nicht der Körperschaft- 
steuer (sprich Teilhabersteuer) 
unterworfen werden. Damit ist der 
Stützel-Plan auf eine Anrechnungs- 
fähigkeit der Körperschaftsteuer re- 
duziert. 
£ Die Höhe des voraussicht- 

lichen Steuerausfalls bei der Re- 
form der Doppelbesteuerung kann 
nicht sicher geschätzt werden. Je- 
denfalls wird der Steuerausfall so 
hoch sein, daß der Schritt der An- 
rechnungsfähigkeit der bezahlten 
und zurückgestellten Körperschafts- 
steuer nicht auf einmal vollzogen 
werden kann. Man könnte daher ins 
Auge fassen, daß fürs erste nur 
40 Prozent oder 50 Prozent der 
Körperschaftssteuer    durch    Gesetz 

als anrechnungsfähig erklärt wer- 
den. 
£ Bei Aktien, die den Besitzer 

gewechselt haben, muß die an- 
rechnungsfähige Körperschaftsteuer 
zeitanteilig aufgeteilt werden. Um 
die Kreditinstitute von allzu um- 
fangreicher Arbeit zu entlasten, 
schlägt der Ausschuß vor, daß die 
zeitanteilige Anrechnung der Kör- 
perschaftsteuer an die Vorausset- 
zung einer bestimmten Besitzdauer, 
zum Beispiel von mindestens einem 
Monat oder mindestens einem Vier- 
teljahr, knüpft. 
9 Die Heraufsetzung der Kör- 

perschaftssteuer auf 53 Prozent 
bzw. 55,65 Prozent bei Berücksich- 
tigung der Ergänzungsabgabe und 
der Wegfall des gespaltenen Kör- 
perschaftssteuersatzes stellen zwar 
wegen des Liquiditätsentzugs eine 
erhebliche Mehrbelastung der 
Unternehmen dar, die zur Verbes- 
serung der Liquidität dann notwen- 
digen häufigeren Kapitalerhöhun- 
gen („Schutt aus - hol zurück") 
verteuern auch die Eigenfinanzie- 
rung um die Emissionskosten und 
die Dividenden auf die Kapitalerhö- 
hung. 

0 Eigentumspolitisch positiv zu 
werten ist, daß der Stützel-Plan 
durch die Anrechnungsfähigkeit der 
Körperschaftssteuer auf die per- 
sönliche Einkommensteuer zu einer 
breiten Streuung des Aktienbesit- 
zes führt. Für viele Aktionäre mit 
niedrigem Einkommensteuersatz 
wird infolge der hohen Körper- 
schaftssteuerrückerstattung der Be- 
sitz einer Aktie auch dann noch 
interessant, wenn auf diese Aktie 
überhaupt keine Dividende aus- 
geschüttet wird. 

Außenwirtschaftliches Gleich- 
gewicht: Während amerikani- 
sche Firmen in einem Zeitraum 
von sieben Jahren (1961-1968) 
in der Bundesrepublik 7,5 Mil- 
liarden Mark investierten, haben 
in einem mehr als doppelt so 
langen Zeitraum (1952-1968) 
deutsche Unternehmen in den 
USA nur 2,2 Milliarden inve- 
stiert. Zum Ausgleich dieses 
auch anderen Industrienationen 
gegenüber bestehenden Mißver- 
hältnisses hat das Bundes- 
finanzministerium ein Solort- 
programm zur Förderung deut- 
scher Direktinvestitionen im 
Ausland vorgelegt. Es umfaßt 
unter anderem Maßnahmen zur 
Kreditgewährung und zum Ab- 
bau steuerlicher Hemmnisse. 

Verstärkte Auslandsinvestitio- 
nen stabilisieren auf lange Sicht 
nicht nur das Exportvolumen der 
deutschen Wirtschaft, sie tragen 
auch zur Entlastung des inlän- 
dischen Marktes bei. Darüber 
hinaus haben sie eine nicht ge- 
ringe politische Bedeutung, weil 
sie mit der wirtschaftlichen Ver- 
flechtung das gegenseitige Ver- 
ständnis in der freien Welt för- 
dern. 

Interparlamentarische     Union: 
Sie wurde vor achtzig Jahren 
in Paris während der Weltaus- 
stellung gegründet und stellt 
einen losen Zusammenschluß 
von Parlamentariern aus der 
ganzen Welt dar. Die Abgeord- 
neten wollen durch persönliche 
Kontakte dazu beitragen, Demo- 
kratie und Frieden über natio- 
nale Grenzen hinweg zu stär- 
ken. Die Interparlamentarische 
Union ist kein Exekutivorgan, 
die Ergebnisse ihrer Jahres- 
tagungen haben daher auch 
nicht den Charakter von ver- 
bindlichen Beschlüssen, son- 
dern geben nur Anregungen. 
Das Dokumentationszentrum, 
das die Union in Gent unter- 
hält, führt Forschungsaufgaben 
auf dem Gebiet des Parlamen- 
tarismus durch. 

Baath-Partei: Baath bedeutet 
im arabischen Sprachraum Auf- 
erstehung oder Erweckung. So 
tauften im Jahre 1943 zwei Leh- 
rer in Damaskus die von ihnen 
ins Leben gerufene Partei, 
deren Parolen Einheit, Freiheit 
und Sozialismus lauteten. 

Seither hat die Baath-Partei 
mehr im Untergrund denn als 
Regierungspartei an der Politik 
in den arabischen Ländern mit- 
gewirkt. Außer den bedeutungs- 
losen kommunistischen Grup- 
oierungen in diesem Raum ist 
sie die einzige politische Orga- 
nisation, die im westlichen Sinne 
als Partei bezeichnet werden 
kann. 
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BRIEFE! 
Der Wirtschaftsrat der CDU und 

und seine Mittelstandsvereinigung 
haben sich zu einer gemeinsamen 
Organisation zusammengeschlos- 
sen. Können Sie mir erläutern, 
warum dieser Zusammenschluß not- 
wendig gewesen ist? 

Ursula B., Oelde 

Antwort: Die Delegiertenversamm- 
lung hat bei der Gründung der 
Wirtschaftsvereinigung der CDU eine 
Satzung verabschiedet, die eine 
partnerschaftliche und gleichberech- 
tigte Zusammenarbeit von Mittel- 
standskreis und Wirtschafts rat vor- 
sieht. Gleichzeitig ist gewährleistet, 
daß jede Gruppe ihre eigene Arbeit 
- entsprechend ihrer Zielsetzung 
und ihrer Organisationsform selb- 
ständig weiterführen kann. Vermie- 
den wird ein Nebeneinander kon- 
kurrierender Gruppen in der Partei; 
die Gefahr, daß daraus ein Gegen- 
einander werden könnte, ist be- 
seitigt. 

An einem konkreten Beispiel, 
nämlich dem der Lohnfortzahlung 
erläutert, heißt die neue Zusam- 
menarbeit abwägen, koordinieren 
und gemeinsam planen: für den 
großen Betrieb z. B. stellt die Lohn- 
fortzahlung nach der arbeitsrecht- 
lichen Regelung überhaupt kein 
Problem dar; bei dem Handwerks- 
meister aber, dem von fünf Ge- 
sellen zwei fehlen, entsteht die glei- 
che Situation, wie wenn von 5000 
Beschäftigten im Großbetrieb 2000 
nicht am Arbeitsplatz erschienen 
wären. Aus dieser Verschiedenheit 
der Interessen ergab sich der 
Zwang, Wirtschaftsrat und Mittel- 
standskreis zu vereinigen, damit 
beider Interessen zugunsten der 
Gesamtwirtschaft auf einen Nenner 
gebracht werden können. 

Aus den Vereinigungen 

Im Spannungsfeld 
unserer Zeit 

„Die Frau im Spannungsfeld un- 
serer Zeit" ist das Thema eines 
Kongresses der CDU am 117 
12. April im Neuen Pfalzbau zu 
Ludwigshafen. Bundesminister Aenne 
Brauksiepe, MdB und Staatsmini- 
ster Dr. Heinrich Geissler/Mainz 
halten die beiden Hauptreferate des 
ersten Tages unter dem Motto „Fa- 
milie — Zuflucht oder Sprungbrett". 

In einem anschließenden Po- 
diumsgespräch sollen unter der 
Leitung von Dr. Helga Wex, MdB, 
die Probleme aufgezeigt werden, 
die sich aus der fortschreitenden 
Technisierung der Umwelt für den 
Menschen ergeben. 

Am Freitag, 11. 4. 1969, nach- 
mittags spricht Bundeskanzler Dr. 
Kurt Georg Kiesinger auf dem Kon- 
greß und am Abend im Rahmen 
einer öffentlichen Kundgebung des 
Landesverbandes      Rheinland-Pfalz 

der   CDU   in   der   Friedrich-Ebert- 
Halle. 

Die Redner des zweiten Tages 
sind Ingrid Sundberg, Abgeordnete 
des schwedischen Reichstags und 
Vorsitzende der . schwedischen 
Landessektion der Europäischen 
Frauen-Union, und der Vorsitzende 
des Landesverbandes Rheinland- 
Pfalz der CDU, Dr. Helmut Kohl, 
zu den Themen „Die Verantwor- 
tung Europas in der Welt" und „Die 
Zukunft der deutschen Demokratie". 

Der Ministerpräsident von Rhein- 
land-Pfalz, Dr. Peter Altmeier, und 
Dr. Bruno Heck, der Generalsekre- 
tär der CDU, werden den etwa 300 
erwarteten Teilnehmern und zahl- 
reichen Gästen aus den der Euro- 
päischen Frauen-Union angeschlos- 
senen Nachbarländern die Grüße 
des Gastgeberlandes Rheinland- 
Pfalz und der Bundespartei über- 
bringen. 

Programm für Zonenrand 
Scharfe Kritik an der Vernach- 

lässigung des Zonenrandgebietes 
übte die hessische Junge Union. 
Der Bezirksvorsitzende von Ost- 
hessen, Hartmann, vertrat die An- 
sicht, das extreme Wirtschafts- und 
Sozialgefälle in Hessen, die „Land- 
flucht" junger Bewohner im Zonen- 

randgebiet und die damit verbun- 
dene Überalterung machten ein 
strukturelles Sofortprogramm not- 
wendig. Führungskräfte der Jungen 
Union aus den Zonengrenzländern 
Bayern, Hessen, Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein wollen des- 
halb im Mai auf einer Arbeitstagung 

Hinweise und Termine 
Der Präsident 
der Vereinigten Staaten 
Richard M. Nixon 
in Deutschland 
Sonderdruck aus dem Bulle- 
tin des Presse- und Informa- 
tionsamtes der Bundesregie- 
rung 

Der Präsident der Vereinigten 
Staaten von Amerika, Richard M. 
Nixon, besuchte während seiner 
Europareise am 26. und 27. 2. 69 die 
Bundesrepublik Deutschland. Er 
führte Gespräche und Verhandlun- 
gen in Bonn und Berlin. In dieser 
Schrift werden die Wortlaute der 
Reden und Erklärungen, die aus 
diesem Anlaß abgegeben wurden, 
zusammengefaßt. 

Diese 27seitige bebilderte Zusam- 
menfassung ist kostenlos erhältlich 
bei der 

CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Ref.  Öffentlichkeitsarbeit 

53 Bonn 
Nassestr. 2 

Woche vom 13. 4. bis 19. 4. 1969 

16.  4. LV Saar Landesausschuß Saarbrücken 

17. 4. CDU - Bund Bundesvorstand Bonn 

17. 4. LV Saar Kreisgeschäfts- 
führerkonferenz 

Schafbrücke 

18.   4. LV   Rheinland-Pfalz Landesvorstand Mainz 

18.   4. LV Hannover Vorstandssitzung Hannover 

18./19. 4. LV Berlin Landesparteitag Berlin 

18./19. 4. LV Oldenburg Landesparteitag Oldenburg 

18./19. 4. KPV - Bund Ausschuß für Schul- u. 
Kulturfragen 

München 

19./20. 4. JU Hessen Landestag Kassel 
Vorschau 
20.  4. JU Bremen Landestag 

23. 4. KPV - Bund Ausschuß  für  Fragen  der 
kommunalen Wirtschaft 

Bremen 
Bonn 

25./26. 4. JU Rheinland Landestag 
25. 4. KPV - Bund Ausschuß für Finanz- u. 

Haushaltsfragen 
Bonn 

26. 4. CSU Wohnungspolitischer Kon- 
greß 

München 

26. 4. Landesverbände 
Baden-Württemberg 

Regionaltagung Stuttgart 

26./27. 4. JU Rheinland Landestag Oberhausen 
26.727. 4. JU  Württemberg- 

Hohenzollem 
Landestag 

in Bad Hersfeld ein Zonenrand- 
förderungsprogramm für alle be- 
troffenen Bundesländer konzipie- 
ren. In diesem Programm sollen 
Vorschläge zur Strukturverbesse- 
rung im Zonenrandgebiet und ge- 
zielte Maßnahmen der Wirtschafts- 
förderung enthalten sein. 

Gleichzeitig forderte der Landes- 
vorsitzende der Jungen Union von 
Hessen, Dr. Riesenhuber, den hes- 
sischen Ministerpräsidenten Dr. Zinn 
zum Rücktritt auf. Zinn präsentierte 
sich als das Oberhaupt eines ver- 
brauchten Kabinetts, das schon vor 
der letzten Landtagswahl zur Ab- 
lösung überfällig gewesen sei. Dr. 
Riesenhuber verlangte von Zinn, 
die politischen Konsequenzen aus 
den mühsam abgewürgten „Thron- 
folge-Kämpfen" zu ziehen und 
einem Jüngeren Platz zu machen. 
Die Vorgänge in Wiesbaden hätten 
gezeigt, daß Zinn und sein Kabi- 
nett nicht mehr das Vertrauen der 
Sozialdemokraten im hessischen 
Landesparlament habe. 

Finanzverfassungs- 
reform drängt 

Der Bundesverband der Kommu- 
nalpolitischen Vereinigung (KPV) 
der CDU und CSU Deutschlands 
tritt nachdrücklich dafür ein, daß 
die Finanzverfassungsreform noch 
in dieser Legislaturperiode des 
Bundestages verabschiedet wird. Im 
Interesse der längst fälligen Ge- 
meindefinanzreform ist eine weitere 
Verzögerung der Finanzverfassungs- 
reform nicht mehr zu verantworten. 

Die Bestimmungen über die 
Steuerverteilung zwischen Bund 
und Ländern und unter den Län- 
dern berühren die Interessen der 
Gemeinden (Gemeindeverbände) er- 
heblich. Ihnen ist daher an einer 
gerechten Verteilung besonders ge- 
legen. 

Der Bundesvorstand der KPV 
hält es für erforderlich, im Grund- 
gesetz oder in einem Zerlegungs- 
gesetz eine gerechte Verteilung 
unter den Ländern vorzunehmen, 
damit diese in gleicher Weise in 
den Stand gesetzt werden, ihren Ge- 
meinden ausreichende Finanzzu- 
weisungen aus dem Länderanteil 
der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer zukommen zu lassen. 

Hochschul- 
Rahmengesetz 

Der Ring Christlich-Demokrati- 
scher Studenten in Niedersachsen 
hat zur Diskussion um ein Hoch- 
schulrahmengesetz folgenden Be- 
schluß gefaßt: 

„Der RCDS in Niedersachsen be- 
kräftigt eindeutig gemäß den Presse- 
Erklärungen des Landesvorsitzenden 
Siegfried Müller die Forderung nach 
Schaffung eines Niedersächsischen 
Hochschulrahmengesetzes. Er be- 
grüßte die von Kultusminister Lange- 
heine in Oldenburg abgegebene 
Erklärung, noch in diesem Jahr eine 
Gesetzesvorlage im Landtag einzu- 
bringen." 



Nr. 14/69 Union in Deutschland Seite 7 

Aus den Landesverbänden 

Sonderprogramm für 
Hochschulen 

Schwerpunkt eines Sonderprogramms für die Hochschulen, 
das der baden-württembergische Ministerpräsident Dr. Filbin- 
ger und Finanzminister Robert Gleichauf kürzlich bekanntga- 
ben, ist eine Reihe von baulichen Maßnahmen, durch die eine 
beträchtliche Steigerung der Ausbildungskapazität der Hoch- 
schulen des Landes in den nächsten Jahren erreicht wird. 

Die Vorschläge der Regierung 
haben im einzelnen zum  Inhalt: 

0 Intensivierung der baulichen 
Nutzung und Umbelegung, um ohne 
besonderen baulichen Aufwand zu- 
sätzliche Studienplätze zu erschlie- 
ßen. So beträgt z. B. an der Uni- 
versität Freiburg die vorhandene 
Ausbildungskapazität im Fach- 
bereich Chemie 685, während ge- 
genwärtig dort nur 297 Studenten 
studieren. 

0 Errichtung von sogenannten 
Standardgebäuden aus vorgefertig- 
ten Bauteilen mit einem Aufwand 
von ca. 16 Millionen DM. Diese 
vermeiden in Konstruktion und Aus- 
stattung die Nachteile der her- 
kömmlichen Provisorien, können 
aber trotzdem in sehr kurzer Frist 
erstellt und später an anderem Ort 
verwendet werden. 

0 Freigabe aller mit ersten Bau- 
raten im Haushalt enthaltenen Bau- 
vorhaben bei Verabschiedung des 
Haushaltsplanes 1969. 

0 Vorzeitiger Beginn mit zwei 
größeren Bauabschnitten für Natur- 
wissenschaften in Tübingen und in 
Stuttgart mit einem Kostenaufwand 
von je 95 Millionen DM. 

0 Einfügung neuer Haushalts- 
titel bzw. Genehmigung weiterer 
Bauabschnitte. 

9 Zusätzliches Programm im Vo- 
lumen von 106 Millionen DM mit 
Hilfe eines privaten Bauträgers im 
Rahmen eines erweiterten Bau- 
betreuungsverfahrens. 

Mit diesem Sonderprogramm zu- 
sammen mit den sonstigen Planun- 
gen im Bereich des staatlichen 
Hochbaues ist die Regierung nach 
den Worten des Ministerpräsiden- 
ten in der Lage, die Nutzflächen an 
den Hochschulen in den kommen- 
den fünf Jahren so auszuweiten, 
daß der gewaltige Zustrom von 
Studenten bis 1975 von der Raum- 
kapazität her aufgefangen werden 
kann. Insgesamt soll von 1969 bis 
1975 Raum für rund 2500 zusätz- 
liche Studienplätze geschaffen 
werden; das bedeutet eine Steige- 
rung   um   rund   fünfzig   Prozent. 

Ministerpräsident Dr. Filbinger 
wertete das von der Landesregie- 
rung vorgelegte Sofortprogramm als 
einen entschlossenen Versuch, durch 
Inanspruchnahme der Finanzreser- 
ven des Landes der Raumnot und 
dem Massenproblem an den Hoch- 
schulen wirkungsvoll zu begegnen. 
Das Programm sei ein eindeutiger 
Beweis für die Entschlossenheit 
der Regierung, alles zur Verbesse- 
rund der Studienbedingungen an 
den Hochschulen zu tun, was in 
ihren Kräften stehe. 

Landes- und Bundespolitik 
koordinieren 

Im Anschluß an eine Tagung der 
CDU-Landesvorsitzenden mit Gene- 
ralsekretär Dr. Heck haben sich auf 
Anregung des Sprechers der nie- 
dersächsischen CDU-Bundestags- 
abgeordneten, Alfred Burgemeister, 
der Vorsitzende der CDU in Nie- 
dersachsen, Minister Hasselmann, 
und die niedersächsischen Bundes- 
tagsabgeordneten in Bonn zu einem 
Gedankenaustausch getroffen. An 
diesem Gespräch nahm auch der 
Vorsitzende des Landesverbandes 
Oldenburg, Gerhard Glup, teil. 

Im Mittelpunkt der Zusammen- 
kunft standen Fragen der Vorberei- 
tung zur Bundestagswahl. Der Vor- 
sitzende gab einen Bericht über den 
Stand    der    Kandidatenaufstellung, 

Der Vorschlag von Minister Has- 
selmann, vor einer Bundestagswahl 
erstmals in Niedersachsen einen 
Wahlkongreß   zu   veranstalten,    hat 

dabei die volle Zustimmung der 
Bundestagsabgeordneten aus Nie- 
dersachsen gefunden. Der Kongreß 
soll am 15. August voraussichtlich 
in Wolfsburg stattfinden. Das Haupt- 
referat wird Bundesminister Dr. Kurt 
Schmücker halten. 

Um eine bessere Koordinierung 
der Fragen der Landes- und Bun- 
despolitik zu erreichen, wurde ver- 
einbart, daß besonders die CDU- 
Landesminister bei ihrem Besuch 
in Bonn öfter die Gelegenheit zu 
einem Gedankenaustausch mit den 
niedersächsischen Bundestagsabge- 
ordneten suchen sollten. Hassel- 
mann sagte zu, daß auch General- 
sekretär Haassengier in Zukunft in 
regelmäßigen Zeitabständen nach 
Bonn kommen werde, um mitzu- 
helfen, die Arbeit der niedersäch- 
sischen Landesgruppe mit den Vor: 

Stellungen der Partei in Hannover 
besser zu koordinieren. 

Der Vorstand der CDU-Frak- 
tion des niedersächsischen Land- 
tags hat sich mit den Plänen, das 
Gebiet Luneplate/Luneort süd- 
westlich Bremerhavens für eine 
industrielle Nutzung zu erschlie- 
ßen, befaßt und der CDU-Frak- 
tion der Bremer Bürgerschaft auf 
deren Anfrage mitgeteilt, daß er 
die Bemühungen um eine ge- 
meinsame Planung und Erschlie- 
ßung dieses Raumes unterstützt. 

Einstimmig sprach sich der 
Sportbeirat der niedersächsi- 
schen CDU dafür aus, daß Schul- 
sportstätten auch weiterhin den 
Sportvereinen kostenlos zur Ver- 
fügung gestellt werden sollten. 
Der Beirat hat mit Befriedigung 
davon Kenntnis genommen, daß 
Kultusminister Langeheine den 
Erlaß über die „Überlassung von 
Schulräumen und Schulplätzen 
für schulfremde Zwecke" über- 
prüfen läßt und zugesagt hat, den 
berechtigten Wünschen des 
Sportbeirats Rechnung zu tra- 
gen. 

Sorgen vor den Auswirkungen 
einer wirtschaftlichen Schwer- 
punktverlagerung und deren 
Folgen für die Arbeitnehmer 
Nordrhein-Westfalens standen 
im Mittelpunkt eines Gesprä- 
ches zwischen dem Vorsitzen- 
den des Landespräsidiums der 
CDU, Dr. Wilhelm Lenz, und 
dem Landesausschuß der Christ- 
lich Demokratischen Arbeitneh- 
merschaft Nordrhein-Westfalens. 
Mit dem Vorsitzenden des Lan- 
despräsidiums vertraten die 
Mitglieder des Landesausschus- 
ses   der   CDA   die   Auffassung, 

IN KURZE 
daß zwischen den Parteiinstan- 
zen der Union in Bonn und 
Düsseldorf engere Kontakte her- 
gestellt werden müssen. 

Beratungsgegenstand einer ge- 
meinsamen Sitzung der Arbeits- 
kreise „Raumordnung, Wirt- 
schaft und Verkehr" und „Ver- 
waltung und Wohnungswesen" 
wird in Mannheim der Staatsver- 
trag zwischen den Ländern Ba- 
den-Württemberg, Hessen und 
Rheinland-Pfalz über Planungen 
im Bereich der ehemaligen Kur- 
pfalz sein. Zu dieser Tagung 
werden auch Vertreter der CDU- 
Fraktion aus den Landtagen von 
Hessen und Rheinland-Pfalz und 
weitere Vertreter des öffentlichen 
Lebens und der einschlägigen 
Dienststellen erwartet. 

Um ein Bild von der voraus- 
sichtlichen Entwicklung der Ein- 
nahmen und Produktionskosten 
des NDR zu vermitteln, berich- 
tete der stellvertretende Inten- 
dant des NDR, von Hammer- 
stein, vor der CDU-Fraktion im 
Kieler Landtag über die finan- 
zielle Situation des NDR. Der be- 
absichtigte Staatsvertrag über 
eine Gebührenerhöhung ist be- 
reits von neun Regierungschefs 
der elf Länder unterschrieben 
worden. Die Ministerpräsidenten 
der Länder Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen haben den 
Staatsvertrag noch nicht unter- 
zeichnet. 

Hauptgegner ist die SPD 
Als erste Partei in Hessen hat die 

CDU ihre Landesliste für die Bun- 
destagswahlen aufgestellt. Spitzen- 
kandidat ist der Landesvorsitzende 
Dr. Alfred Dregger, der sich zum 
ersten Mal um ein Bundestagsman- 
dat bewirbt. Auf den nächsten Plät- 
zen folgen Dr. Berthold Martin, Otto 
Zink und Frau Dr. Hanna Walz, die 
bisher im hessischen Landtag die 
Hochschulpolitik der Fraktion ver- 
treten hat. 

Auf den folgenden Plätzen stehen 
Dr. Hermann Götz, Walter Leisler 
Kiep, Dr. Carl Reinhard, Lothar Haa- 
se, Dr. Walter Löhr und Dr. Friedrich 
Freiwald, die bereits alle bisher 
dem Bundestag angehörten. Auf 
Platz elf steht der 35jährige Stu- 
dienrat Christian Lenzer aus Dillen- 
burg, der sich ebenfalls zum ersten 
Mal um ein Bundestagsmandat be- 
wirbt. Ihm folgen die bisherigen 
Bundestagsabgeordneten Dr. Carl 
Otto Lenz, Hermann Stahlberg und 
Dr.   Ludwig   Preiß. 

Auf Platz 15 rangiert der 42jäh- 
rige Betriebsrat Helmut Link, dem 
wiederum die bisherigen Bun- 
destagsabgeordneten Benno Erhard 
und Walter Picard folgen. Auf Platz 
18 steht als neuer Kandidat für den 
Wahlkreis Waldeck der kriegsblinde 
Rechtsanwalt   Hans  Wissebach   aus 

Marburg. Auf Platz 19 folgt Clemens 
Riedel, der bereits Mitglied des 
Bundestages war. Der 33jährige 
Sozialsekretär der KAB Dieter Hus- 
sing steht auf Platz 20. 

Die hessische CDU war bisher mit 
18 Abgeordneten im Deutschen Bun- 
destag vertreten, von denen fünf 
über ein direktes Wahlkreismandat 
verfügten. Wie Landesvorsitzender 
und Spitzenkandidat Dr. Alfred 
Dregger betonte, wird die hessische 
CDU alles daransetzen, die Zahl 
ihrer Abgeordneten in Bonn zu er- 
höhen. Hauptgegner im bevorste- 
henden Wahlkampf sei — wie Dreg- 
ger ausführte — die SPD. 

Auf den Plätzen eins bis zwanzig 
der etwa 103 Positionen umfassen- 
den Landesliste befinden sich allein 
sechs Kandidaten, die sich zum 
ersten Mal zur Bundestagswahl stel- 
len. Berücksichtigt man, daß von 
den bisherigen achtzehn Abgeord- 
neten allein bei den Wahlen 1965 
acht Parlamentarier zum erstenmal 
oder nach einer Unterbrechung wie- 
der in den Bundestag gewählt wur- 
den, so zeigt sich eine außerordent- 
lich hohe Fluktuation unter den hes- 
sischen CDU-MdB's, die vor allem 
im Zusammenhang mit einer erhebli- 
chen Verjüngung gesehen werden 
muß. 
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Informationen 

Mehr Sicherheit auf 
den Straßen 
Die Bilanz der Unfälle und der 
Todesopfer im Straßenverkehr an 
den Osterfeiertagen ist traurig und 
erschreckend. Mindestens 100 To- 
desopfer hat der Straßenverkehr in 
diesen Tagen gefordert. 

Erneut hat sich gezeigt, daß unser 
Straßennetz einem Massenandrang 
im individuellen Reiseverkehr an 
vielen Engpaßstellen noch nicht ge- 
wachsen ist. Chaotische Zustände 
auf vielen Teilstrecken von Bundes- 
autobahnen, Fernstraßen und auf 
den Straßen in Erholungsgebieten 
werfen dunkle Schatten auf das son- 
nige Osterfest. 

Alle Verantwortlichen müssen sich 
immer wieder fragen, was getan 
werden kann, damit sich derart trau- 
rige Rekorde nicht schon in wenigen 
Wochen, im Pfingstverkehr oder im 
Urlaubsverkehr wiederholen. Patent- 
rezepte gibt es nicht. Auch ein zeit- 
lich befristetes Fahrverbot für Last- 
kraftwagen - das haben die Erfah- 
rungen der letzten Tage wieder ge- 
zeigt - sollte nicht überbewertet 
werden. Die Erweckung von Emo- 
tionen gegen den Lkw ist mit 
Sicherheit kein Beitrag zur Verbes- 
serung   der  Verkehrssicherheit. 

Ein nicht geringer Teil der Unfälle 
ist auf menschliches Versagen zu- 
rückzuführen und läßt sich erst dann 
allmählich abbauen, wenn die Ver- 
kehrsdichte an den gefährlichen 
Engpaßstellen durch neue oder bes- 
sere Straßen drastisch gesenkt wer- 
den kann. Das ist kurzfristig nicht 
möglich.   Letztlich   ist  es  damit  vor 

allem das Verantwortungsbewußt- 
sein jedes einzelnen Verkehrsteil- 
nehmers und seine Achtung vor den 
Mitmenschen, die uns in den näch- 
sten Monaten vor ähnlich traurigen 
Bilanzen bewahren können. Es darf 
deshalb keine Gelegenheit versäumt 
werden, die Autofahrer zur Rück- 
sichtnahme und Verantwortung zu 
mahnen. 

Die Motorisierungswelle in der 
Bundesrepublik rollt indessen mit 
unvermindertem Tempo weiter. In 
den nächsten zehn bis fünfzehn Jah- 
ren wird sich der Pkw-Bestand nahe- 
zu verdoppeln. Mit dieser Entwick- 
lung müssen wir fertig werden, d. h. 
wir müssen Straßen bauen und 
nochmals Straßen bauen. 

Darüber hinaus müssen alle Mög- 
lichkeiten moderner Verkehrserzie- 
hung noch intensiver als bisher ge- 
nutzt werden. Nur so kann vermie- 
den werden, daß die Freiheit des 
Individualverkehrs zur freien Fahrt 
ins Verkehrschaos entartet. Der 
Preis an Menschenleben und Unfall- 
geschädigten ist zu hoch. 

Dr. Ernst Müller-Hermann, MdB 

Machtkampf in Düsseldorf 
Zwischen dem sozialdemokrati- 

schen Ministerpräsidenten Heinz 
Kühn und seinem Arbeitsminister 
Werner Figgen wird der Macht- 
kampf um die Startpositionen für 
den Tag nach der Landtagswahl im- 
mer  heftiger ausgetragen. 

Heinz Kühn, Landesvorsitzender 
der Partei, setzte im Landesvorstand 
durch, daß kein Bezirksverband der 
Partei berechtigt ist, zu wichtigen 
Fragen der Landespolitik eigen- 
mächtig Stellung zu beziehen. Vor 
einer öffentlichen Erklärung, so ver- 
ordnete der Landesvorstand, hat 
der Bezirk sich erst mit dem Lan- 
desvorstand ins Benehmen zu set- 
zen. 

Werner Figgen, Bezirksvorsitzen- 
der des in der SPD mitglieder- 
stärksten Bezirksverbandes West- 
liches Westfalen, attackierte diesen 
Beschluß offen auf dem Bezirkspar- 

teitag und holte sich die Zustim- 
mung für seine Ansicht, „daß sich 
der Bezirksverband Westliches West- 
falen an den Beschluß des Landes- 
verbandes nicht gebunden fühlt. 

Intern wirft die Gruppe Figgen 
ihrem Landesvorsitzenden vor, er 
kämpfe nicht um die absolute Mehr- 
heit und beabsichtige, sich mit dem 
CDU-Fraktionsvorsitzenden Dr. Wil- 
helm Lenz über eine Große Koali- 
tion zu einigen, der die CDU inzwi- 
schen nicht mehr zuneige. 

Egal, wie dieser Machtkampf en- 
den wird, er zeigt, daß Kühn inner- 
halb seiner Fraktion und der Lan- 
despartei nicht mehr der souveräne 
Mann ist. Das Bestreben innerhalb 
der SPD Nordrhein-Westfalens, 
Kühn, vor einigen Wochen als Kan- 
didaten für das Amt des Bundes- 
präsidenten aus Düsseldorf fortzu- 
loben, zielt in die gleiche Richtung. 

„Und inzwischen hat das EMNID- 
Institut in Untersuchungen festge- 
stellt, daß sich das Verhalten der 
Wahlberechtigten an Bundeswehr- 
standorten kaum vom Wahlverhal- 
ten der Gesamtgesellschaft unter- 
scheidet. Gefährlicher wirkt die 
NPD von einer anderen Seite in 
die Bundeswehr hinein. Sie hat es 
fertiggebracht, rund 40 bis 50 junge 
unzufriedene Offiziere und Unter- 
offiziere zur aktiven Mitarbeit in 
der Partei zu gewinnen. Bisher 
stellte die NPD sieben junge Offi- 
ziere bis zum Majorsrang für den 
Bundestag auf. 

Gelingt der NPD der Sprung in 
den Bundestag, wird sie aus tak- 
tischen Erwägungen die sieben 
jungen Offiziere bestimmt nach 
Bonn  schicken.   Das   deutsche  An- 

sehen   im   Ausland   würde   großen 
Schaden erleiden." 

„Handelsblatt",  8.  4.  1969 

„In sechs Monaten wird gewählt, 
aber der Kampf um die Sessel im 
neuen Parlament ist schon in vol- 
lem Gange. Über die bisherigen 
und auch die möglichen künftigen 
Volksvertreter ist Unruhe gekom- 
men. Sie suchen nach sicheren 
Wahlkreisen für ein Direktmandat 
oder bemühen sich um einen eben- 
so sicheren Platz auf einer der 
Landeslisten ihrer Partei. 

Die Auswahl und Aufstellung der 
Kandidaten ist auch für die Bundes- 
parteizentralen nicht immer erfreu- 
lich, weil die geeignetsten Personen 
häufig   nicht   zum   Zuge   kommen. 

Das Wahlgesetz behält den Kreis- 
organisationen und Landesverbän- 
den der Parteien die Aufstellung 
der Wahlkreiskandidaten und der 
Landeslisten vor. Die Parteispitzen 
in Bonn haben nur beratenden Ein- 
fluß. Es wird ihnen dadurch sehr 
schwergemacht, die für die parla- 
mentarische Arbeit in den Bundes- 
tagsausschüssen wichtigen Fach- 
leute, die allerdings leider oft keine 
persönliche oder politische Aus- 
strahlungskraft haben, auf einem 
sicheren Platz einer Landesliste 
unterzubringen. Die Frage, ob man 
das Wahlgesetz ändern und den 
Parteien die Gelegenheit geben 
soll, eine Bundesliste aufzustellen, 
taucht deshalb vor den Wahlen 
immer wieder auf; indessen ohne 
Aussicht auf Erfolg, weil schließlich 
auch jene Abgeordneten im Bun- 
destag darüber entscheiden müs- 
sen, deren Platz in der Volksver- 
tretung in Gefahr geriete." 

„Stuttgarter Zeitung", 8. 4. 1969 

Stichwort 
zum 
Wochen- 
ende 

Die Bemühungen der Frei- 
en Demokraten, sich als 

die Alternative zur Regie- 
rungskoalition hinzustellen, 
lassen eine bestimmte Tak- 
tik erkennen. Die FDP ver- 
sucht ihre gegenwärtige Op- 
positionsrolle dahin auszu- 
spielen, daß jedermann, der 
mit der Großen Koalition un- 
zufrieden ist, eigentlich am 
28. 9. FDP wählen müßte. 

Das klingt plausibel, in 
Wahrheit ist es aber eine 

ungeheure Selbstüberschät- 
zung, denn es wird beim Bun- 
destagswahlkampf darauf an- 
kommen, ob die CDU/CSU 
oder die SPD gewinnt. Was 
die FDP fürchtet, ist eben 
diese Polarisation zwischen 
den beiden großen Parteien, 
wobei der Wähler darüber 
entscheidet, wer der nächste 
Bundeskanzler ist. Wenn die 
Wählerschaft dies erkennt, 
dann sinken die Chancen der 
FDP, von der man lediglich 
annimmt, daß sie in der einen 
oder anderen Koalition den 
Versuch unternehmen kann, 
Teile ihres Programms in 
Koalitionsvereinbarungen 
durchzusetzen. 

Diese Taktik, sich als Alter- 
native aufzufassen, mag 

in gewissen Wählerkreisen 
auf Verständnis stoßen; die 
Wählermasse aber weiß sehr 
wohl, daß das Votum für die 
FDP eine Fahrkarte ins Blaue 
bedeutet, ohne daß dadurch 
die eigentliche Entscheidung 
getroffen wird. 

Abgeschnittene Zöpfe, Ima- 
ge-Kosmetik und Werbe- 

Tricks sind nun einmal keine 
Argumente, die der Wähler 
akzeptiert. Wenn auch die 
Angriffe noch so bissig sind, 
die von der FDP gegenwärtig 
gestartet werden, so bleibt 
davon doch nicht so viel üb- 
rig, daß man einer Acht-Pro- 
zent-Partei das Schicksal des 
Landes anvertrauen will. 

Union in Deutschland 
Grützner 
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